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Stellungnahmen von Behörden, sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
und Bürgerinnen und Bürgern mit Hinweisen oder Anregungen  
 
01. Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement 
02. Regierungspräsidium Darmstadt mit seinen Dezernaten 
03. DB Immobilien 
04. BUND Karben, NABU Karben und Naturschutzverbände 
05. Regionalverband FrankfurtRheinMain 
06. Amt für Bodenmanagement 
07. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH 
08. Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Hessen 
09. Wetteraukreis mit seinen Fachstellen 
10. Polizeipräsidium Mittelhessen- Städtebauliche Kriminalprävention 
11. s.u. (ohne Anregung und/oder Bedenken) 
12. ovag Netz AG, Friedb 
13. s.u. (ohne Anregung und/oder Bedenken) 
14. Dr. Claus Fischer Grundstücksgesellschaft mbH 
15. RMV  
16. Oberhessische Versorgungsbetriebe AG  
17. s.u. (ohne Anregung und/oder Bedenken) 
18. s.u. (ohne Anregung und/oder Bedenken) 
19. s.u. (ohne Anregung und/oder Bedenken) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rückschreiben von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange ohne Anregungen und Hinweise 
11. Stadtwerke Karben 
13. Magistrat der Stadt Frankfurt 
17. Bundesamt für Infrastruktur , Umweltschutz der Bundeswehr 
18. Gemeinde Wöllstadt 
19. Gemeinde Schöneck 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Keine schriftliche Rückmeldung von Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange 
 
Arbeitsamt Gießen 
Ausländerbeirat der Stadt Karben 
Bundesvermögensamt Kassel 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Evangelische Pfarramt Okarben 
Fraport - Flughafen Frankfurt/ Main AG 
Frauenbeauftragte der Stadt Karben 
Gemeinde Niederdorfelden 
Hess. Immobilienmanagement 
Hessisches Forstamt 
Katholische Pfarramt  St. Bardo 
Kinderbeauftragte der Stadt Karben 
Kreishandwerkerschaft Wetteraukreis 
Landesamt für Denkmalpflege, Abt. Ref. Städtebauliche Denkmalpflege 
Landesamt für Denkmalpflege, Archäologie 
Landrat des Wetteraukreises - Kommunalaufsicht 
Landrat des Wetteraukreises – Allgemeine Gefahrenabwehr 
Magistrat der Stadt Bad Homburg, Fachbereich Stadtplanung 
Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Magistrat der Stadt Niddatal 
Magistrat der Stadt Rosbach v.d.H. 
Magistrat der Stadt Nidderau 
Mainova AG 
Ortsbeirat Okarben 
Seniorenbeirat der Stadt Karben 
Sparkassen Versicherung AG 
Staatl. Schulamt für den Wetteraukreis  
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
1. Hessen Mobil/ Eingang 25.02.2015 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme 
 
Hessen Mobil stimmt dem Entwurf in der vorgelegten Fassung nicht zu.  
Die Einwendungen betreffen: 

- Den Umbau des Verkehrsknotens B3/Am Spitzacker; 
- das Vorlegen der straßenbautechnischen Entwurfsunterlagen für diesen 

Umbau; 
- den Abschluss der diesbezüglichen Verwaltungsvereinbarung; 
- die Regelung der diesbezüglichen Kostenübernahme 

 
Die vorgetragenen Einwendungen können, so Hessen Mobil, nicht ohne 
Zustimmung der Fachbehörde überwunden werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
B. Abwägung  
 
ad 1.1: 
Hessen Mobil stimmt dem Entwurf in der vorgelegten Fassung nicht zu. 
Die von Hessen Mobil vorgebrachten Einwände können nur durch bilaterales 
Verwaltungshandeln und –vereinbarungen gelöst werden. 
 
In der Abwägung der Anregungen der Frühzeitigen Beteiligung wurde zur 
Kostenübernahme Knotenpunktumbau /“Am Spitzacker“ ausgeführt:  
Sämtliche Kosten für den Umbau des Verkehrsknotens B3 /„Am Spitzacker“ und für die 
Zufahrten von der B3 zur Tankstelle werden gemäß o.g. Vereinbarung vom Träger der 
Entwicklungsplanung Gewerbegebiet Spitzacker und –soweit Belange des Eigentümers 
der Tankstelle betroffen sind– vom Eigentümer der Tankstelle übernommen. Eine 
diesbezügliche vertragliche Regelung wird derzeit erarbeitet. 
 
Zwischenzeitlich ist eine entsprechende Vereinbarung erarbeitet worden und 
liegt vor.  
 
ad 1.2: 
Für die direkte Zufahrt von der Bundesstraße B3 zur Tankstelle wurden 
straßenbautechnische Entwurfsunterlagen Hessen mobil vorgelegt.  
 
Ein diesbezügliche vertragliche Vereinbarung zwischen Herrn Dr. Fischer und 
Hessen Mobil ist ebenfalls erarbeitet und getroffen worden.  
 
Der ersatzlosen Herausnahme der Zufahrt zur Tankstelle und der Festsetzung 
eines „durchgängigen Zufahrtsverbots“ wird aufgrund des in Absprache erfolgten 
Planungsstandes nicht zugestimmt. Die Ausweisung und Nutzung der Zufahrt 
wird an die Vereinbarung mit Hessenmobil über eine bedingte Festsetzung gem. 
§ 9 (2) gekoppelt. 
 
Vom Büro Habermehl&Follmann liegt eine verkehrstechnische Fachplanung mit 
Datum 08.08.2013 als Vorplanung vor. Vom Ingenieursbüro Golükes liegt zudem 
eine Entwurfsplanung mit Stand  03.06.2015 zur Umgestaltung der 
Einmündungen zur B3 vor. Auf diesen planerischen Grundlagen wurden 
rechtsverbindliche Vereinbarungen zwischen dem Eigentümer der Tankstelle 
und dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement sowie der Stadt 
Karben und dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement getroffen 
wurden. Die verkehrstechnische Objektplanung ist in den 
Bebauungsplanvorentwurf eingearbeitet worden. 
Der straßenbautechnische Entwurf nach RE ist erarbeitet und mit Hessen Mobil 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

abgestimmt worden. Er bildet die Grundlage für die Verwaltungsvereinbarungen. 
Und an anderer Stelle der Abwägung Frühzeitige Beteiligung hieß es: 
Für die nördliche Zu- und Abfahrt zur und von der Tankstelle zur B3 wird 
zwischen dem Eigentümer der Tankstelle und Hessen Mobil eine Vereinbarung 
getroffen, die die direkten Zufahrten zur B3 von Norden und von Süden regelt 
und die alte diesbezügliche Vereinbarung ablöst. 
 
ad 1.3: 
Sämtliche vorliegenden Variantenplanungen sind HessenMobil zwischenzeitlich 
vorgelegt und zur Abstimmung gebracht worden.  Sie sind in ihrer Varianz mit 
den Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs kompatibel. 
 
ad 1.4: 
Zur Lage, Anzahl und Gestaltung der Werbeanlagen sind im Satzungsteil des 
Bebauungsplanes -Festsetzung III Ziff. 3 - umfangreiche Festsetzungen 
getroffen, die die Blendung des Verkehrs auf der B3 ausschließen. Diese 
Festsetzung wird um den Satz ergänzt, dass Werbeanlagen innerhalb der 
Bauverbotszone zur B3 unzulässig sind. Zudem wird festgesetzt, dass die 
maximale Höhe der Werbeanlagen auf die „tatsächliche Gebäudehöhe“ begrenzt 
bleiben muss Werbeanlagen müssen außerhalb der Bauverbotszone liegen und 
sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
2. Regierungspräsidium Darmstadt / Eingang 23.02.2015 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
Die Dezernate und Fachabteilungen des Regierungspräsidiums müssen jeweils 
für sich abgewogen werden. 
Seitens des Regierungspräsidiums werden Anregungen geäußert. 
Es werden keine grundlegenden Bedenken geäußert. 
 
 
B. Abwägung  
ad 2.1. 
Aus regionalplanerischer Sicht werden keine Bedenken vorgebracht. Der 
Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben entspricht regionalplanerischen 
Vorgaben. 
Hier wird eine weitere Ausnahme, die aufgrund der Ergebnisse der Offenlage 
neu im B-Plan festgesetzt wird, keinen Bruch dieser regionalplanerischen 
Vorgaben darstellen. In der Tankstelle wird als baulich integrierter Teil der 
Tankstelle eine max. 200 m² große Fläche für die Nutzung „Bistro und Shop“ als 
zulässig festgesetzt werden (s. Abwägung 14.3). 
 
 
ad 2.2. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes haben sich nach Auflassung der 
früher vorhandenen Gewerbebetriebe und Abriss der Gebäude verschiedene 
Arten niedergelassen. Am 26.Juni 2015 wurde eine tierökologische 
Untersucheng des Gebietes durch das Ingenieurbüro für Umweltplanung Dr. 
Jochen Karl vorgenommen. Die Maßnahmen zur Umsiedlung besonders 
geschützter bzw. streng geschützter, gefährdeter Arten wurde zwischen der 
Stadt Karben und dem Fachdienst Umwelt des Wetteraukreises in Abstimmung 
erarbeitet.  
 
Die ausgewählten Umsiedlungsparzellen wurden dem Fachdienst Umwelt des 
Wetteraukreises vorgelegt und deren Eignung bestätigt. Die weitere 
Detailabstimmung der konkreten Flächengestaltung und der 
Umsiedlungsmaßnahmen wird in den kommenden Wochen und bis zu Beginn 
der Erschließungsarbeiten abgestimmt und abschließend umgesetzt. 
 
Ad 2.3. 
Dem Hinweis auf den Heilquellenschutzbezirk ist im Plan Rechnung getragen.   



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stadt Karben nimmt zur Kenntnis, dass sie für eine ausreichende Versor-
gung mit Trinkwasser und Löschwasser verantwortlich ist. 
 
 
ad 2.4 und ad 2.5.1 
 
Die Renaturierung des Heitzhöfer Baches und die geplante Einleitung des 
Niederschlagswassers in den Bach und Fragen der Gestaltung der Maßnahme  
werden frühzeitig mit den zuständigen Behörden koordiniert und eine wasser-
rechtliche Genehmigung beim Regierungspräsidium wird beantragt werden. Die 
Zuständigkeiten von Unterer Wasserbehörde und Regierungspräsidium, Dez. 
41.3, werden beachtet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ad 2.5.2 
 
Vor dem Anschluss des Gewerbegebietes an die Schmutzwasserkanalisation ist 
das vorhandene Kanalnetz auf seinen baulichen Zustand hin geprüft worden. Die 
Prüfung hat ergeben, dass eine Erneuerung nicht notwendig ist.  
 
 
ad 2.6.1 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Informationen vorliegen, die auf 
Altlasten im Planungsgebiet hinweisen. Eine Bodenuntersuchung wurde nach 
Abbruch aller Bauten im Planungsgebiet mit Datum vom 28. Juni 2013 von 
einem Fachbüro vorgelegt.  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ad 2.6.2 
Im Umweltbericht wird ergänzend dargelegt werden, dass nach Eingriffen in den 
Boden im Zuge der Erschließung und Bebauung des Plangebietes die kommu-
nale Bauaufsicht die Einhaltung der Vermeidungs- und Verminderungsmaß-
nahmen bezüglich der Belastung und/oder Verschmutzung des Bodens und des 
sorgfältigen Umgangs insbesondere mit dem Oberboden sicherstellen wird. 
Die Einhaltung der Standards entsprechend Hinweis IV, Ziffer 4 im Bebauungs-
plan wird gewährleistet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ad 2.6.2 (Wiederholung des Pkt. 2.6.2 oben) 
 
Eingriffe in den Boden finden als erste Arbeitsschritte zu Baumaßnahmen statt. 
Im Zuge der Bauantragstellung für die Baumaßnahmen wird der Bauträger auf 
die Beachtung von Hinweis IV, Ziffer 4 „Bodenschutz“ des Bebauungsplanes 
hingewiesen und die Einhaltung des Bodenschutzes bei den rechtlich vorge-
schriebenen Bauabnahmen kontrolliert.  
 
 
 
 
ad 2.7 
 
s. Pkt. 2.7.1 unten 
 
 
 
 
 
 
 
 
ad 2.7.1 
 
In Baugesuchen, die den Bau von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personal einschließen, ist der Nachweis der Einhaltung der Schallschutzmaß-
nahmen zu führen. 
Die vorliegende schalltechnische Untersuchung ist verbindlicher Teil des 
Bebauungsplanes.  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
ad 2.7.2 
 
Die Einhaltung der schallschutztechnischen Richtwerte für die Wohnnutzung im 
weitläufig benachbarten Berufsbildungswerk ist bei der Ansiedlung der 
Gewerbebetriebe im Baugenehmigungsverfahren nachzuverfolgen und ggf. 
darauf zu reagieren. Eine Beeinträchtigung des Berufs-bildungswerkes durch die 
Gewerbenutzung wird als höchst unwahrscheinlich angesehen.  
 
2.8 
 
Eine Kopie des Satzungsplanes wird dem Regierungspräsidium Darmstadt, 
Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 114, 60327 
Frankfurt/M. zugeleitet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
3. Deutsche Bahn AG- DB Immobilien / Eingang 21.02.2015 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Seitens der Deutsche Bahn AG- DB Immobilien werden Anregungen und 
Hinweise geäußert. Anlass und Hintergrund der Anregungen ist der in Planung 
befindliche Ausbau der Schnellbahnstrecke S6.  
 
 
B. Abwägung  
 
ad 3.1: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen den Entwurf bei Beachtung von 
Bedingungen (, die für den Bau der Schnellbahnstrecke relevant sind) keine 
Einwände bestehen. 
 
 
ad 3.2: 
Für die Zeit des Baus der Schnellbahnstrecke beansprucht die Bahn vorsorglich 
und auf die Bauzeit beschränkt eine weitere parallele, 5,0 m breite „Baustraße“. 
Im Planfeststellungsbeschluss zum Trassenneubau ist für diesen Streifen eine 
vorrübergehende Inanspruchnahme bzw. dingliche Sicherung ausgewiesen. Im 
Bebauungsplan wird hier ein Geh- und Fahrrecht eingetragen. Mit der dinglichen 
Sicherung wird auch gewährleistet, dass bis zum Abschluss der Bauarbeiten für 
den 4-gleisigen Ausbau der S6-Trasse alle Bepflanzungen im Streifen 
zurückgestellt werden.  
Nach Abschluss der Bauarbeiten für die S6-Trasse wird eine Form der 
Bepflanzung dieses Streifens festgesetzt, die gewährleistet, dass im Betrieb der 
Schnellbahnstrecke die Zugänglichkeit und die Betriebssicherheit der Strecke 
gewahrt bleibt 
 
Dieser 5,0 m breite Streifen ist im Bebauungsplan als privater Grünstreifen mit 
Pflanzgebot gem. Festsetzung II, Ziffer 7.3 festgesetzt. Die dort festgesetzte 
Pflanzliste umfasst auch höherwüchsige Sträucher, die nach fachlicher Prüfung 
den Bahnbetrieb nicht stören. Für den in Frage stehenden 5,0 m-Streifen wird 
festgesetzt, dass eine Bepflanzung erst nach Abschluss der Bauarbeiten an der 
Trassenerweiterung vorgenommen wird. 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
ad 3.2: 
In der Anregung der DB v. 06.02.2014 im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung 
zum Vorentwurf heißt es: „Die für den viergleisigen Ausbau der Bahnstrecke 
Frankfurt-Friedberg erforderlichen Abstände wurden in den Bebauungsplan 
übernommen.“  
 
ad 3.3: Die Überflughilfe für Fledermäuse wird innerhalb des Geltungsbereiches 
im 30,0 m breiten Renaturierungsbereich des Heitzhöfer Baches in Form einer 
„Baumhecke“ angepflanzt werden. Diese Maßnahme wird als Festsetzung in den 
Bebauungsplan übernommen und als Ausgleichsmaßnahme eingerechnet.  
 
In den Bebauungsplan war als Ergebnis der Frühzeitigen Beteiligung bereits der 
Hinweis 11.1 aufgenommen worden, dass Oberflächen- und sonstige Abwässer 
nicht dem Bahngelände zugeleitet werden dürfen. 
 
ad 3.4: 
In den Bebauungsplan war als Ergebnis der Frühzeitigen Beteiligung bereits der 
Hinweis 11.2 aufgenommen worden, dass „zur Bahnseite hin keine wind-
bruchgefährdeten Hölzer oder stark rankende und kriechende Gewächse 
angepflanzt werden dürfen. Der Pflanzabstand ist entsprechend der Endwuchs-
höhe zu wählen. Schutzabstände zu den Oberleitungen sind zu beachten. 
 
ad 3.5: 
In den Bebauungsplan war als Ergebnis der Frühzeitigen Beteiligung bereits der 
Hinweis 11.2 aufgenommen worden, der auf die Gefahr der Hochspannungslei-
tungen der Deutschen Bahn und den Schutzabstand hinweist, der mindestens 
3,50 m zu den Oberleitungen beträgt. In diesem Bereich dürfen sich weder 
Personen aufhalten noch Geräte, Baukräne bzw. Maschinen aufgestellt werden. 
Die DIN-Normen schreiben zudem vor, dass Baumaschinen, Container, Leitplan-
ken, metallene Zäune und alle leitfähigen Anlagen mit einer Bahnerdung zu 
versehen sind, sofern der Mindestabstand von 4,00 m zur Gleisachse unter-
schritten wird. Um auf diese und weitere Vorschriften hinzuweisen, wird Hinweis 
11.2 ergänzt um die relevanten DIN-Normen - DIN VDE 0105, VDE 0115 und 
VDE 0210 – die bei einer Bebauung in Oberleitungsnähe zu beachten sind. 
 
ad 3.6: 
Mit Festsetzung III Ziffer 3 ist im Bebauungsplan seit dem Vorentwurfsstadium 
geregelt, dass bei Planung und Bau von Beleuchtungsanlagen in der Nähe der 
Bahn Belange der Bahn zu achten sind. 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ad 3.7: 
In den Bebauungsplan war als Ergebnis der Frühzeitigen Beteiligung bereits der 
Hinweis IV.1 ergänzt worden, dass „Solaranlagen blendfrei zu gestalten sind. 
Gegen Blendwirkungen durch Solaranlagen, die sich nachträglich und dauerhaft 
im Bahnbetrieb herausstellen, können Abschirmungen an den Solaranlagen 
verlangt werden.“  
Gegen Beeinträchtigungen von Solaranlagen durch Emissionen von 
Verkehrsträgern aller Art können keine Ansprüche geltend gemacht werden. 
Daher muss kein spezieller Haftungsausschluss im speziellen Fall im 
Bebauungsplan festgesetzt werden. 
 
 
ad 3.8: 
Es wird mit einem Hinweis im Plan anerkannt, dass die Deutsche Bahn AG von 
allen Forderungen freigestellt ist, die durch Beeinträchtigungen (Schattenwurf, 
Bremsstaub, Erschütterungen, u.a.) hervorgerufen werden, die aus dem 
Bahnbetrieb erwachsen können. 
 
Schallemissionen durch den Bahnbetrieb sind für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes im Planwerk und im Lärmschutzgutachten berücksichtigt. 
 
 
ad 3.9 
In den Bebauungsplan war als Ergebnis der Frühzeitigen Beteiligung bereits der 
Hinweis IV, Ziffer 11.3 aufgenommen worden, dass „Grundstücke zur Bahnseite 
derart einzufrieden sind, dass die Sicherheit des Bahnbetriebs und die Sicherheit 
von Personen gewährleistet ist.“ Es wird ergänzt, dass die Einfriedungen von 
den Anrainern auf deren Kosten dauerhaft und ständig instand zu halten sind, 
um der Verkehrssicherungspflicht gem. den Grundsätzen des § 823 BGB zu 
genügen. § 62 EBO untersagt das unbefugte Betreten der Bahnanlagen. 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beigeheftete Skizze zur Anregung der DB: 
 
Unmaßstäblich und nicht auf Plangrundlage des Amtlichen Liegenschafts-
katasters dargestellte Planungsvorstellungen der Bahn, die die Überflughilfe für 
Fledermäuse und andere Maßnahmen darstellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
4. Naturschutzverbände (BUND/NABU) / Eingang 20.02.2015 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Der im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungsänderung wird unter Verweis auf 
den dringenden Bedarf an gewerblichen Bauflächen entsprochen. Es werden 
Vorschläge zur Umsetzung der grünplanerischen Maßnahmen gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Abwägung  
 
ad 4.1  
Die im Bebauungsplan festgesetzte Nutzungsänderung wird unter Verweis auf 
den dringenden Bedarf an gewerblichen Bauflächen akzeptiert aber auch 
bedauert. 
 
 
 
 
ad 4.2:  
Die festgesetzte Renaturierung des Heitzhöfer Baches wird begrüßt. Die 
Feststellung, dass der Bach nicht durchgängig auf einer Betonsohle fließt und 
daher über die Jahre die Begradigung verlassen hat und im Uferrandbereich eine 
natürliche Vegetation entwickelt hat, wird zur Kenntnis genommen und in die 
Ausführungsplanung zur Renaturierung einfließen. 
 
ad 4.3 
Die vorgebrachten detaillierten Anregungen zur Renaturierung des Bereiches 
Heitzhöfer Bach werden zur Kenntnis genommen und auf der Ebene einer 
vertiefenden Fachplanung in die Planungsüberlegungen einbezogen.  
 
ad 4.4 
Eine Ausrichtung der Gebäude auf angenommene Kaltluftströme in West-Ost-
Richtung wird nicht empfohlen. Eine entsprechende Festsetzung ist nicht 
realistisch, da jedes Gewerbegebäude seine eigenen funktionalen Entwurfs- und 
Nutzungszwänge hat und zudem die vielen Gebäude grundstücksüberschreitend 
nicht untereinander nach Gesichtspunkten durchlässiger Kaltluftschneisen 
koordiniert werden können. 
Insbesondere mit den Festsetzungen  
- zur baulichen Freihaltung der Aue des Heitzhöfer Baches 
- zur Begrenzung der Gebäudehöhe auf 12 m 
- zur extensiven Begrünung der Dachflächen 
trägt die Planung den Klimaschutzbelangen Rechnung. 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ad 4.5 
Der Hinweis auf eine konsequente Umsetzung der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes wird bei der Bearbeitung der Bauanträge beachtet werden. Auch 
bezüglich der Grünflächengestaltung, Gehölzstreifen und Ufergestaltungen wird 
auf eine vollumfängliche Ausführung und Pflege der gem. Bauleitplan 
geforderten landschaftsplanerischen Maßnahmen geachtet werden. 
 
 
ad 4.6 
Für die Ausgestaltung ökologischer und energetischer Ziele an den Gewerbege-
bäuden sind bewusst alternative Wahlmöglichkeiten festgesetzt. Die Dächer 
können als Flachdächer aber auch als geneigte Dächer mit den jeweils am 
besten geeigneten ökologischen und energetischen Maßnahmen ausgeführt 
werden. Festgesetzt wird lediglich die Ausrichtung auf ein nachhaltiges, 
ökologisches Ziel. Zu eng gefasste Festsetzungen, die einen Gesichtspunkt 
überbewerten und die Komplexität der Nutzungs- und Planungsansprüche 
vernachlässigen, sind in diesem Bebauungsplan vermieden.  
 
 
Ad 4.7 und 4.8 
Seit der letzten Kartierung der Faunabestände sind fast 4 Jahre vergangen. Die 
systematischen Begehungen wurden im Mai, Juni, Juli 2012 ausgeführt.  
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes haben sich nach Auflassung der 
früher vorhandenen Gewerbebetriebe und Abriss der Gebäude verschiedene 
Arten niedergelassen. Am 26.Juni 2015 wurde eine tierökologische 
Untersucheng des Gebietes durch das Ingenieurbüro für Umweltplanung Dr. 
Jochen Karl vorgenommen. Die Maßnahmen zur Umsiedlung besonders 
geschützter bzw. streng geschützter, gefährdeter Arten wurde zwischen der 
Stadt Karben und dem Fachdienst Umwelt des Wetteraukreises in Abstimmung 
erarbeitet.  
 
Die ausgewählten Umsiedlungsparzellen wurden dem Fachdienst Umwelt des 
Wetteraukreises vorgelegt und deren Eignung bestätigt. Die weitere 
Detailabstimmung der konkreten Flächengestaltung und der 
Umsiedlungsmaßnahmen wird in den kommenden Wochen und bis zu Beginn 
der Erschließungsarbeiten abgestimmt und abschließend umgesetzt. 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
ad 4.9 
Nach schriftlicher Abklärung vom November 2014 des Fachbüros für 
Erschließungsplanung mit der zuständigen Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt 
im Regierungspräsidium Darmstadt werden die Vorgaben von DWA M 153 
erfüllt, wenn das Niederschlagswasser aller Flächentypen des Gewerbegebietes 
im Trennsystem über das Rückhaltebecken in den Heitzhöfer Bach eingeleitet 
werden. Einschränkend gilt, dass folgende Nutzflächen nicht in den Bach 
entwässert werden dürfen: 

- Umschlagflächen und LKW-Park- und Stellplätze 
- PKW-Parkplätze mit häufigem Fahrzeugwechsel 
- Gewerbe, die einem höheren Luftverschmutzungstyp gem. M 153 

zuzuordnen sind. 
 
Zusätzlich soll darüber hinaus jegliches Niederschlagswasser, welches über den 
Heitzhöfer Bach abgeleitet wird, auf eine notwendige Vorbehandlung überprüft  
werden.  
  
Diese Einschränkungen werden in Festsetzung II, unter der Ziffer 11.3 
„Behandlung des anfallenden Niederschlagswassers“ ergänzend festgesetzt 
werden. 
 
ad. 4.10 
Die Vorsorgemaßnahmen, die notwendig sind um einen eventuellen Umbau der 
B3 in einer bislang ungeklärten Form zu gewährleisten, sind mit der zuständigen 
Behörde Hessen Mobil auf Grundlage der vorliegenden Planungen abgestimmt. 
 
ad 4.11 
Eine öffentliche Wegeparzelle in unmittelbarer Nachbarschaft zur DB-Trasse ist 
aus Sicherheitsgründen für den Bahnverkehr nicht erwünscht. 
 
ad 4.12 
Die Verkehrsplanung wird mit der zuständigen Behörde Hessen Mobil geklärt. 
 
ad 4.13 
Aufgrund der sehr geringen Verkehrsbelastung in der Stichstraße ist ein 
gesonderter Radweg dort nicht erforderlich. 
 
ad 4.14 
Größe und Gestaltung der öffentlichen Grünflächen unterliegen im angespro- 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

chenen Fall örtlichen und verkehrstechnischen Zwängen.  
 
ad 4.15 
Siehe hierzu die Abwägung unter Pkt. 4.9 
 
 
ad 4.3  
s.o. Abwägung 4.3 
 
ad 4.15 
Wohnnutzungen sind gem. Festsetzung I, Ziffer 2.2 nur ausnahmsweise unter 
eng definierten Bedingungen zulässig. Die Bedingungen sind auch das Ergebnis 
des vorliegenden schallschutztechnischen Gutachtens. Festsetzungen sind 
immer einzuhalten. 
 
ad 4.16 
Die Lärmschutzanlagen der Deutschen Bahn werden in Art und Umfang auf-
grund des Lärmschutzgutachtens gebaut, dass die DB für ihren Trassenbau hat 
erstellen lassen.  
 
ad 4.17 
Im Frühjahr 2016 ist eine erneute tierökologische Nachuntersuchung 
durchgeführt worden. Der Bericht mit Datum vom 16.Feb.2016 ist Teil dieses 
Bebauungsplanes. 
 
ad 4.18 
Auch der Bedarf und die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen ist 
Gegenstand dieser Nachuntersuchung. 
 
ad 4.19 
Außer dem eventuellen Abriss des kleinen, technischen Gas-Reglers sind keine 
Abbruchmaßnahmen im Geltungsbereich geplant. Alle Abbruchmaßnahmen sind 
genehmigungspflichtig und an Vorschriften, auch artenschutzrechtliche, 
gebunden. 
 
ad 4.20 
Vermutlich sind in der Anregung mit „unter 4. genannte Empfehlungen“ die 
Hinweise im Bebauungsplan auf Bodenschutzgesetze und –normen gemeint. 
Diese sind einzuhalten.  
Ein Pflegeplan wird Teil der Renaturierungsplanung für den Heitzhöfer Bach 
sein.   



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
ad 4.1 
Siehe Abwägung 4.1 oben. 
 
 
 
ad 4.4 
Wie in der Abwägung 4.4 oben ausgeführt, wird darauf hingewiesen, dass mit 
den Festsetzungen zur Dachbegrünung und zur Renaturierung des Heitzhöfer 
Baches Vorsorge getroffen wird, dass die lokale Erwärmung über die 
Dachflächen minimiert und der Abfluss der West-Ost gerichteten Kaltluft 
wirkungsvoll unterstützt wird. 
Die Notwendigkeit eines Klimagutachtens ist daher nicht begründet. 
 
 
ad 4.21 
Den anerkannten Naturschutzverbänden wird die Abwägung zugeleitet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Regionalverband FrankfurtRheinMain / Eingang 20.02.2015 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Seitens des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken. Es werden Hinweise geäußert. 
 
 
 
 
B. Abwägung  
 
ad 5.1  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes haben sich nach Auflassung der 
früher vorhandenen Gewerbebetriebe und Abriss der Gebäude verschiedene 
Arten niedergelassen. Am 26.Juni 2015 wurde eine tierökologische 
Untersucheng des Gebietes durch das Ingenieurbüro für Umweltplanung Dr. 
Jochen Karl vorgenommen. Die Maßnahmen zur Umsiedlung besonders 
geschützter bzw. streng geschützter, gefährdeter Arten wurde zwischen der 
Stadt Karben und dem Fachdienst Umwelt des Wetteraukreises in Abstimmung 
erarbeitet.  
 
Die ausgewählten Umsiedlungsparzellen wurden dem Fachdienst Umwelt des 
Wetteraukreises vorgelegt und deren Eignung bestätigt. Die weitere 
Detailabstimmung der konkreten Flächengestaltung und der 
Umsiedlungsmaßnahmen wird in den kommenden Wochen und bis zu Beginn 
der Erschließungsarbeiten abgestimmt und abschließend umgesetzt. 
 
Das Monitoring zum Nachweis des Erfolges der CEF-Maßnahme Mehlschwalbe 
wird von der Stadt Karben nach Aufforderung der zuständigen 
Naturschutzbehörde erbracht.  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
ad 5.2: 
Die Renaturierung des Heitzhöfer Baches, die geplante Einleitung des 
Niederschlagswassers in den Bach und Fragen der Gestaltung der Maßnahme  
werden frühzeitig mit den zuständigen Behörden koordiniert und eine wasser-
rechtliche Genehmigung beim Regierungspräsidium beantragt werden. Die 
Zuständigkeiten von Unterer Wasserbehörde und Regierungspräsidium, Dez. 
41.3, werden beachtet werden. 
 
 
Ad 5.3 
Die Schallschutztechnische Untersuchung des Fachbüros Fritz Beratende 
Ingenieure vom 25.02.2013 (Bericht 98172-VSS-2) bearbeitet die schalltechni-
schen Auswirkungen des Trassenausbaus incl. der 2 neuen S-Bahn-Gleiskörper. 
Die Parameter des Gutachtens beziehen diese geplanten zwei neuen S-Bahn-
Gleiskörper ein. Siehe ebda. S. 11f. und Anhang 2.1. 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
6. Amt für Bodenmanagement Büdingen / Eingang 20.02.2015 
 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen den Bebauungsplanentwurf werden keine Bedenken erhoben.  
 
 
 
 
B. Abwägung  
 
ad 6.1 
Es bestehen keine Anregungen. 
 
 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
7. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH / Eingang 19.02.2015 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen den Bebauungsplanentwurf wird „Einspruch“ erhoben, weil der 
bestehende Erdgasregler, ein Bauwerk, das Okarben versorgt, sich innerhalb der 
Neuordnung der Nutzungen gemäß der Festsetzungen des Bebauungsplanes an 
einer unhaltbaren Lage befinden wird. 
 
 
B. Abwägung  
 
ad. 7.1 
Der Standort des Gasreglers (GDRM BRA 634) wird im Bebauungsplan um rund 
50m an eine geeignete Stelle verschoben. Innerhalb des 6,20m breiten 
Abstandsgrüns zwischen Verkehrsflächen und Gewerbebauflächen wird ein 
neuer Standort ausgewiesen, der in Absprache mit den NRM Netzdiensten 
folgende Bedingungen erfüllt: 

• Die Anlage mit Abmessungen ca. 3,30m x 1,20m (L x T) ist realisierbar. 
• Im Frontbereich der Türen sind ca. 2m Fläche als Schwenkbereich frei-

gehalten. 
• Umlaufend um die Anlage ist ein Streifen von ca. 0,5m für Wartungsar-

beiten / Zugänglichkeit freigehalten. 
• Die Gesamtfläche beträgt 6,20m x 4m. 
• Für das Montagefahrzeug bei Wartungsarbeiten steht in unmittelbarer 

Nähe eine Stellfläche zur Verfügung. 
• Wegen der „Exzonen“ an der Anlage ist der Abstand zu bebauten Flä-

chen (gemessen vom Schrank) größer 4m sein 
Für die Fläche des Standortes des Reglers und die notwendigen Anschluss-
leitungen an die bestehende Hochdruckleitung wird im Bebauungsplan und im 
Grundbuch ein Leitungsrecht in der privaten Grünfläche zu Gunsten der NRM 
Netzdienste Rhein-Main GmbH oder Mainova AG eingetragen. 
 
ad 7.2 
Im Bereich der mit Leitungsrecht belegten Fläche gilt für Bepflanzungen die je- 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

weils geltende Fassung des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 „Baumpflanzungen“. 
Die Landschaftsplanerische Festsetzung zu privaten Grünflächen wird um 
folgende Festsetzung zu diesem Bereich ergänzt werden: „Private Grünfläche 
mit Pflanzverbot von Strauch- und Baumpflanzungen wegen des festgesetzten 
Leitungsrechtes“.  
 
 
 
 
 
 
 
C. Beschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
8. Landesverb. der Jüd. Gemeinden in Hessen / Eingang 21.01.2015 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Seitens der Jüdischen Gemeinden in Hessen werden keine Anregungen 
geäußert und es wird lediglich auf die Stellungnahme des Landesverbandes im 
Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung hingewiesen. 
 
Es wird auf die Stellungnahme vom 24.09.2009 verwiesen, die eine Standard-
Stellungnahme der Jüdischen Gemeinden ist, und die fordert, dass evtl. 
vorhandene jüdische Friedhöfe im Geltungsbereich nicht durch andere 
Nutzungen überbaut werden dürfen. 
Zudem wird darauf hingewiesen, dass im Zuge der Entwicklung des Gebietes 
keine Kosten für die jüdischen Gemeinden anfallen dürfen, bzw. von diesen 
übernommen werden. 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
9. Wetteraukreis /     Eingang 18.02.2015 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
Nach den Anregungen der Fachstellen des Wetteraukreises sind die Hinweise im 
Bebauungsplanentwurf zu ergänzen und zu erweitern. 
 
 
B. Abwägung  
 
ad 9.1 
In Hinweis 5 wird der Zusatz aufgenommen, dass der Geltungsbereich in den 
Zonen III und C des für den Selzerbrunnen vorgeschlagenen Heilquellenschutz-
gebietes liegt. 
 
 
 
 
 
 
ad 9.2 
Festsetzung 11.1 wird um den Satz ergänzt, dass Wasser aus Zisternen nur 
unter Beachtung der Trinkwasserverordnung (TrinkwV) 2001 als Trinkwasser 
genutzt werden darf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
ad 9.3 
Aus Sicht der Archäologischen Denkmalpflege ist der entsprechende Hinweis im 
Bebauungsplan „korrekt“.  
 
 
ad 9.4 
Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wird in allen ihren Kapiteln durchgängig 
in der Form korrigiert, dass in der Bilanzierung und durchgehend im Landschafts-
planerischen Beitrag ein ermitteltes Ausgleichsdefizit von 171.690 Wertpunkten 
ausgewiesen wird.  
 
 
ad 9.5 
Am 26.Juni 2015 wurde eine tierökologische Untersucheng des Gebietes durch 
das Ingenieurbüro für Umweltplanung Dr. Jochen Karl vorgenommen. Die 
Maßnahmen zur Umsiedlung besonders geschützter bzw. streng geschützter, 
gefährdeter Arten wurde zwischen der Stadt Karben und dem Fachdienst 
Umwelt des Wetteraukreises in Abstimmung erarbeitet.  
  
Die ausgewählten Umsiedlungsparzellen wurden dem Fachdienst Umwelt des 
Wetteraukreises vorgelegt und deren Eignung bestätigt. Die weitere 
Detailabstimmung der konkreten Flächengestaltung und der 
Umsiedlungsmaßnahmen wird in den kommenden Wochen und bis zu Beginn 
der Erschließungsarbeiten abgestimmt und abschließend umgesetzt. 
 
Das Monitoring zum Nachweis des Erfolges der CEF-Maßnahme Mehlschwalbe 
wird von der Stadt Karben nach Aufforderung der zuständigen 
Naturschutzbehörde erbracht. 
 
 
ad 9.6 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes haben sich nach Auflassung der 
früher vorhandenen Gewerbebetriebe und Abriss der Gebäude verschiedene 
Arten niedergelassen. Am 26.Juni 2015 wurde eine tierökologische 
Untersucheng des Gebietes durch das Ingenieurbüro für Umweltplanung Dr. 
Jochen Karl vorgenommen. Die Maßnahmen zur Umsiedlung besonders 
geschützter bzw. streng geschützter, gefährdeter Arten wurde zwischen der 
Stadt Karben und dem Fachdienst Umwelt des Wetteraukreises in Abstimmung 
erarbeitet.  
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die ausgewählten Umsiedlungsparzellen wurden dem Fachdienst Umwelt des 
Wetteraukreises vorgelegt und deren Eignung bestätigt. Die weitere 
Detailabstimmung der konkreten Flächengestaltung und der 
Umsiedlungsmaßnahmen wird in den kommenden Wochen und bis zu Beginn 
der Erschließungsarbeiten abgestimmt und abschließend umgesetzt. 
 
Der Vorhabenträger nimmt zur Kenntnis, dass, sollte ein Verbotstatbestand nach 
§ 44 BNatSchG bestehen, ein Antrag auf eine Ausnahmegenehmigung nach § 
45 Absatz 7 BNatSchG zu stellen ist. Diese Bestimmungen des Artenschutzes 
unterliegen nicht der Abwägung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
ad 9.7 
Die Renaturierung des Heitzhöfer Baches und die geplante Einleitung des 
Niederschlagswassers in den Bach und Fragen der Gestaltung der Maßnahme  
werden frühzeitig mit den zuständigen Behörden koordiniert und eine wasser-
rechtliche Genehmigung beim Regierungspräsidium beantragt werden. Die 
Zuständigkeiten von Unterer Wasserbehörde und Regierungspräsidium, Dez. 
41.3, werden beachtet werden. 
ad 9.8 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus landwirtschaftlicher Sicht keine 
Bedenken bestehen. 
 
 
ad 9.9 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass bauordnungsrechtlich keine Bedenken 
bestehen. 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
ad 9.10 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass denkmalschutzrechtliche Belange nicht 
berührt werden. 
 
 
 
ad 9.11 
Die Vorsorgemaßnahmen und –einrichtungen waren nach der Anregung der 
Brandschutzdienststelle, die im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung ergangen 
war, in den Entwurf des Bebauungsplanes übernommen worden. Sie sind in 
Kapitel 7 der Begründung aufgeführt und damit Teil des Bebauungsplanes. 
Aufgrund der Berechnungen des vom Betreiber beauftragten Fachbüros 
Golückes Ingenieure wird weiterhin von einem Löschwasserbedarf von 1.600 
l/min. ausgegangen, auf den dann auch die parallel laufende Erschließungs-
planung abgestellt ist. Diesem Löschwasserbedarf wurde im Telefongespräch 
vom 28.04.2015 mit der zuständigen Dienststelle im Wetteraukreis (Herrn M. 
Kinnel) zugestimmt und diese Abwägung vereinbart. 
 
 
 
 
 
 
C. Beschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
10. Polizeipräsidium Mittelhessen / Eingang 13.02.2015 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
Gegen die Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes werden keine 
Bedenken vorgebracht. Es werden aus kriminalpräventiver Sicht eine Reihe von 
„Vorschläge“ gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B. Abwägung  
 
ad 10.1 
 
Die zahlreichen Vorschläge zum Einbruchschutz, zur persönlichen Sicherheit 
und zur kriminalpolizeilichen Beratung werden von den Stadtverordneten sowie 
dem zuständigen Fachbereich 5 der kommunalen Verwaltung zur Kenntnis 
genommen und es wird der ernsthafte Versuch unternommen werden, die 
kriminalpolizeilichen Erfahrungen an der jeweils geeigneten Stelle im 
Verwaltungshandeln umzusetzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
ad 10.2 
Die aus kriminalpolizeilichen Erfahrungen erwachsenen Vorschläge, die über die 
Belange der Bauleitplanung hinausgehen, werden an der jeweils geeigneten 
Stelle im Umsetzungsprozess von der Leitplanung zur Gewerbeansiedlung – 
soweit dies möglich ist und von den betroffenen Betrieben akzeptiert wird - 
realisiert.  
Eine Aufnahme der kriminalpräventiven Vorschläge in Grundstückskaufverträge 
wird nicht gefolgt, weil es im Interesse der Gewerbebetriebe liegen muss, für ihre 
eigene Sicherheit zu sorgen.  
 
 
 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
11. Stadtwerke Karben /     Eingang 13.02.2015 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen die Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes werden keine 
Bedenken vorgebracht.  
 
 
 
 
 
B. Beschluss 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
12. ovag Netz /     Eingang 13.02.2015 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen die Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes werden keine 
Bedenken vorgebracht. Es wird um umsetzungsorientierte Informationen im 
Zuge der weiteren Planungen gebeten. 
 
 
B. Abwägung  
 

• 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ad 12.1 
Falls Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Bebauungsplanes realisiert werden, wird die Lage der Ausgleichsfläche und das 
vorgesehene Maßnahmenpaket der ovag zum Schutz von deren Netzbetrieb zur 
Kenntnis gebracht. 
 
ad 12.2 
Das mit der Erschließungsplanung beauftragte Fachbüro wurde der ovag am 
16.02.2015 vom Architekturbüro ASAD mitgeteilt. 
 
ad 12.3 
Das vorhandene 20 KV-Kabel sowie die vorhandene und an gleicher Stelle – bei 
Bedarf - neu geplante Transformatorenstation der ovag werden in ihrer 
ungefähren Lage vollständig mit Planzeichen im Plan dargestellt. Auf die 
besondere Schutzbedürftigkeit der Trassen wird im Bebauungsplan unter V., Ziff. 
2 hingewiesen. Wo Kabel und Trafostation im Bereich der privaten Grünfläche 
des anliegenden Gewerbebetriebes liegen, ist ein Leitungsrecht eingetragen. 
Eine Ausparzellierung der Grundfläche des Trafohauses wird im Rahmen der 
Umlegung geprüft. Andernfalls wird im Grundbuch an dieser Stelle eine 
beschränkt persönliche Dienstbarkeit zugunsten des Versorgungsträgers 
eingetragen werden. 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
13. Stadt Frankfurt/Main /     Eingang 11.02.2015 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen die Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes werden keine 
Bedenken vorgebracht.   



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
B. Beschluss 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
14. Dr. Claus Fischer Grundstücks GmbH /     Eingang 10.02.2015 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
Es werden Anregungen zu den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
vorgebracht. 
 
 
B. Abwägung 
 
ad 14.1 
Die direkte Zufahrt von der B3 in das Gewerbegebiet ist ausschließlich für das  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Grundstück und die Nutzung der Tankstelle festgesetzt. Der nordwestliche Teil 
der Gewerbefläche ist über die Straße „Am Spitzacker“ zu erschließen. Dies 
wurde Herrn Dr. Fischer als Eigentümer der Tankstelle von Hessen Mobil 
schriftlich und in einer Besprechung im Herbst 2014 frühzeitig mitgeteilt. 
 
 
ad 14.2 
Gem. §9 (1) FStrG muss die Bauverbotszone vom befestigten Fahrbahnrand der 
B3 gemessen werden und ist daher so festgesetzt. Die bestehende Bausubstanz 
hat Bestandsrecht. 
 
 
ad 14.3 
Die Zweckbestimmung des Gewerbegebietes im Allgemeinen und der Tankstelle 
im Besonderen bleibt gewahrt, wenn im Tankstellenbetrieb ein kleinflächiges, 
heute in Tankstellen weitgehend übliches Bistro in funktioneller Verbindung und 
direkter räumlicher Zuordnung zur Tankstelle zulässig ist.  
Die im Gewerbegebiet nach § 8 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässige 
Geschäftsnutzung wird unter Anwendung von §1 Abs.9 BauNVO im 
Gewerbegebiet Spitzacker eingeschränkt zulässig auf eine kleinflächige 
Einzelhandelsnutzung in Form eines Tankstellen-Bistros, das in den 
Tankstellenbetrieb integriert ist, eine maximale Verkaufsfläche von 200 m² hat 
und das besondere Sortiment und die besondere Vertriebsform dieser Art von 
Tankstellen-Bistro hat. 
Ein derartiges Tankstellen-Bistro wird sowohl als gebietsverträglich als auch 
städtebaulich verträglich mit dem Planungsziel der Stärkung des städtischen 
Geschäftszentrums und der Stadtteilzentren angesehen. 
Die Art der baulichen Nutzung im Gewerbegebiet wird mit dieser eng definierten  
Nutzungsänderung festgesetzt. 
 
 
 
 
ad 14.4 
Die Einschränkung der Wohnnutzungen im Gewerbegebiet ist sowohl von der Art 
der Nutzung her – hier Gewerbegebiet – begründet als auch durch die Immis-
sionswerte der Schalltechnischen Untersuchung für den Geltungsbereich. Sie 
wird nicht geändert. 
Eine Betriebsleiterwohnung ist als „Wohnung für Aufsichtspersonal“, die einem 
Betrieb zugeordnet ist, dem Betriebsleiter nicht als Ort des dauerhaften 
Lebensmittelpunktes dient und die schallschutztechnischen Festsetzungen  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

erfüllt, „ausnahmsweise zulässig“. Eine Änderung des Planes ist dafür nicht 
erforderlich.  
 
 
 
ad 14.5 
Die Ergänzung der Festsetzung zur Dachbegrünung durch den vorgeschlagenen 
Zusatz klärt im Detail explizit, was ohnehin schon geregelt ist. Zwecks Eindeutig-
keit in der Festsetzung wird folgender Ergänzungssatz in die Satzung III. Ziff. 1.1 
eingefügt: „Notwendige Belichtungs- und Entlüftungsöffnungen in der Dach-
fläche müssen nicht begrünt werden.“  
 
 
C. Beschluss 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
15. RMV / Eingang 02.02.2015  
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Es wird um Darstellung des Leistungsbereiches des Träger des öffentlichen 
Personennahverkehrs – RMV - in der Begründung gebeten. 
 
 
B. Abwägung 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ad 15.1 
Die Begründung wird in Kapitel 5 „Erschließung des Baugebietes und Stellplätze“ 
um folgende Darstellungen zur Erschließung des Gewerbegebietes erweitert: 
 
„Die Erschließung des Gewerbegebietes durch öffentliche Verkehrsmittel ist 
durch die Buslinie 26 gewährleistet. Ein Heranrücken der bestehenden 
Haltestelle vom ca. 750 m entfernten Berufsbildungswerk zum ca. 500 m 
entfernten Kreuzungsbereich der B3 mit der Petterweiler Straße oder die 
Einrichtung eines zusätzlichen Haltepunktes an dieser Stelle muss bei Bedarf 
geprüft werden.“  
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
16. ovag-Wasser Projektierung / Eingang 29.01.2015  
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Es wird eine Anregung zum Schutz einer alten Fernwasserleitung vorgebracht. 
 
 
B. Abwägung 
 
Die ca. 100 Jahre alte Fernwasserleitung HW 700 verläuft jenseits der B3 in 
einem Bogen um den Geltungsbereich, der nach beigefügten Plandarstellung ca. 
30 bis 40 m westlich des Geltungsbereiches liegt. Arbeiten in direktem 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zusammenhang mit der Erschließung des Gewerbegebietes gefährden die 
Leitung weniger als der Schwerlastverkehr auf der B3, unter der die Leitung im 
weiteren Verlauf weitgehend liegt.  
 
Nach den letzten Infrastrukturplanungen des Fachplanungsbüros wird eine 
äußere Haupt-Wasserleitungsanbindung von Okarben her geplant, die die 
Bahnstrecke Friedberg-Frankfurt queren wird. Die notwendigen Abstimmungen 
mit der Deutschen Bahn wurden geführt, ein Genehmigungsantrag eingereicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17. Bundesamt der Bundeswehr für Infrastruktur / Eingang 27.01.2015 
 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen die Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes werden keine 
Bedenken vorgebracht.  
 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
B. Beschluss 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
18. Gemeinde Wöllstadt / Eingang 23.01.2015 
 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen die Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes werden keine 
Bedenken vorgebracht.  
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
B. Beschluss 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
19. Gemeinde Schöneck / Eingang 23.01.2015 
 
 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme  
 
Gegen die Festsetzungen und Hinweise des Bebauungsplanes werden keine 
Bedenken vorgebracht.  
 
  



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
B. Beschluss 
 
Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 

 

 


